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Antrag 
 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
 
 
  
Föderalismuskommission II für eine zukunftsfähige Gestaltung der Finanzsys-
teme nutzen 
 
 
I. Ausgangslage 

 
Bundestag und Bundesrat haben sich mit der Bildung der Föderalismuskommission II an die 
Aufgabe begeben, die Finanzbeziehungen der staatlichen Ebenen neu zu ordnen. Der Land-
tag hat jetzt zu Beginn des Beratungsprozesses die Chance, der Landesregierung für diesen 
Reformprozess klare Hinweise für die Arbeit in der Kommission mit auf den Weg zu geben. 
Die Tragweite möglicher Reformprozesse in der Folge der Arbeit der Kommission gebietet 
es, einen möglichst breiten Konsens über die Eckpunkte eines solchen Prozesses herzustel-
len. 
 
Der Fokus der bisherigen Debatte richtet sich insbesondere auf die Frage, inwieweit ausrei-
chend sichergestellt werden kann, dass künftige Generationen nicht über ein erträgliches 
Maß hinaus durch Beschlüsse heutiger Haushaltsgesetzgeber gebunden werden. In diesem 
Zusammenhang wird u.a. diskutiert, ob die bisherigen Instrumente zur Begrenzung der Ver-
schuldung der verschiedenen staatlichen Ebenen ausreichend sind.  
 
Diese Debatte kann allerdings nicht losgelöst werden von der grundsätzlichen Bewertung der 
deutschen Finanzverfassung und den Aufgabenzuweisungen der verschiedenen politischen 
Ebenen. Modelle klarer Schuldengrenzen gehen in anderen Föderalstaaten immer auch mit 
einem hohen Maß an Finanzautonomie der jeweiligen Gebietskörperschaften einher. Insbe-
sondere das Schweizer Modell ist zusätzlich durch das Ausnutzen direktdemokratischer Ab-
stimmungen von der Bevölkerung gestützt worden. Ähnliches ist in den skandinavischen 
Ländern zu beobachten, in denen die Kommunen durch ihre starke Stellung im Finanzsys-
tem und ihre direkte Nähe zur Bevölkerung finanzpolitische Entscheidungen erheblich besser 
transparent machen können. Dieser grundsätzlich andere Staatsaufbau sowie ein weitge-
hend anderes Steuer- und Sozialsystem führen zu einer deutlich größeren Akzeptanz in der 
Bevölkerung etwa für (vorübergehende) Steuererhöhungen für Ausgabenerweiterungen 
(bspw. für den Bau einer Schule) oder Ausgabenkürzungen zur Haushaltskonsolidierung. In 
der Literatur wird mehrheitlich als zwingende Vorraussetzungen für die Durchsetzbarkeit von 
Modellen einer strikten Schuldenbegrenzung eine ausgeprägte Einnahmeautonomie der je-
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weiligen staatlichen Ebenen formuliert. Verbunden wird dies in der Regel auch mit einer 
(Teil-)Entschuldung, um finanzschwächeren Gebietskörperschaften überhaupt den Anreiz 
einer eigenständigen und verantwortungsvollen Haushaltspolitik zu geben. Ein derartiges 
Modell, das den Gebietskörperschaften ein deutlich höheres Maß der Finanzautonomie zu-
weist und ihnen zusätzlich Altlasten abnimmt, muss natürlich an klare Sanktionsmechanis-
men für zukünftige Jahre des Haushaltsvollzugs gekoppelt werden. 
 
In die Debatte um die Neuordnung der Bund-Länder-Beziehungen ist die Stellung der Kom-
munen im Staatsaufbau stärker zu berücksichtigen und zu bewerten, als dies bisher von der 
Föderalismuskommission II getan wird.  
 
Neben der Klärung der Zusammenarbeit der verschiedenen staatlichen Ebenen sollte die 
Arbeit der Kommission auch genutzt werden, um qualitative Bewertungen der Haushaltspoli-
tik stärker zu verankern. Hierzu bedarf es der Klärung des Investitionsbegriffes und der Be-
wertung zukunftsgerichteter und nachhaltiger Ausgaben.  
 
 
II. Beschluss 
 
Der Landtag Nordrhein-Westfalen unterstützt die Bemühungen in der Föderalismuskommis-
sion für eine Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen. Der Landtag Nordrhein-
Westfalen fordert die Landesregierung auf, bei ihrer Arbeit in der Föderalismuskommission 
folgenden konkreten Eckpunkten Rechnung zu tragen:  
 

1. Das Ziel der Modernisierung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen ist eine Stärkung 
der demokratischen Partizipation und der politischen Transparenz sowie die Moder-
nisierung Deutschlands für die Herausforderungen des globalisierten 21. Jahr-
hunderts. An wichtigster Stelle sind daher nachhaltige und generationengerechte öf-
fentliche Finanzen und Haushalte herzustellen, um nachhaltiges Wachstum und Be-
schäftigung zu stärken und die Abwendung der Klimakatastrophe und den Ausbau 
der Wissensgesellschaft zu ermöglichen. 

 
2. Die grundgesetzlich gesicherte Föderalstaatlichkeit erlaubt es, die regionale und his-

torisch gewachsene kulturelle Vielfalt zu erhalten und dabei nicht auf die unab-
weislichen Vorteile eines Zusammenschlusses in einem größeren Ganzen verzichten 
zu müssen. Der deutsche Föderalstaat muss solidarisch ausgestaltet bleiben, dazu 
zählt auch, dass die finanziellen Zusagen des Solidarpakts mit Korb I und II bis 2019 
erhalten bleiben. Allerdings bedarf es einer gesetzlich geregelten Verwendungsbe-
schränkung der Solidarpaktmittel auf wachstums- und nachhaltigkeitswirksame Aus-
gaben und deren Kontrolle. Nicht zweckentsprechend eingesetzte Mittel sind der 
Länderallgemeinheit zuzuführen. Gleichzeitig müssen ausreichende Spielräume für 
fairen Wettbewerb und eigene Gestaltung eröffnet werden (Gestaltungsföderalismus). 

 
3. Die bürgernahe kommunale Selbstverwaltung ist zu festigen, und die Handlungsfä-

higkeit der Kommunen ist nach dem Subsidiaritätsprinzip zu stärken. Aufgaben dür-
fen den Kommunen nur bei voller Kostenerstattung nach dem Konnexitätsprinzip ü-
bertragen werden. Die Finanzierungsbasis der Kommunen ist entsprechend ihres 
Aufgabenprofils zu stärken.   

 
4. Die Modernisierung und Reform der Bund-Länder-Finanzbeziehungen muss grundle-

gend diskutiert werden. Dabei darf es keine Tabus geben. Besitzstandswahrung und 
Sonderinteressen des Bundes oder einzelner Länder müssen mit Blick auf das Ge-
meinwohl auf ein Minimum reduziert werden. Sämtliche Finanzierungssysteme gehö-
ren auf den Prüfstand. Dies schließt ein, dass eine Förderpolitik nach Himmelsrich-
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tung beendet werden muss. Mit einzubeziehen sind beispielsweise auch die Erstat-
tungsregeln bei der Beteiligung des Bundes an den Leistungen für Unterkunft und 
Heizung für SGB II Beziehende oder die Finanzierung des Hochschulbaus. In sämtli-
chen Finanzierungsvorhaben sind die tatsächlichen Bedarfe der Länder und Gemein-
den für eine Förderung ebenso zu Grunde zu legen wie innovative Projektvorschläge. 
Finanzströme sind nicht an der geographischen Lage, sondern an einer nach ob-
jektiven Gesichtspunkten feststellbaren Bedarfslage auszurichten. Alle staatlichen 
Ebenen müssen in die Lage versetzt werden, die ihnen übertragenen Aufgaben bei 
der Sicherstellung der öffentlichen Daseinsvorsorge und der Gestaltung einer nach-
haltigen und sozialen Entwicklung wahrzunehmen.  

 
5. Die stete und steigende Nettoneuverschuldung der öffentlichen Hand muss beendet 

werden. Das grundlegende Ziel der Haushalts- und Finanzpolitik muss darin be-
stehen, über einen Konjunkturzyklus hinweg die Haushalte von Bund und Ländern 
ausgeglichen zu gestalten, also nachhaltige Haushaltspolitik zu betreiben. Dies be-
deutet, dass im Konjunkturabschwung die Ausgaben höher sein dürfen als die Ein-
nahmen, in Phasen konjunktureller Belebung aber Überschüsse erwirtschaftet wer-
den müssen. Der Bund und die Länder führen deshalb eine Schuldenbremse ein. Un-
terstützungs- und Sanktionsinstrumente bei der Verletzung der Verschuldungsregeln 
müssen entwickelt werden. Das Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachs-
tums der Wirtschaft aus dem Jahr 1967 muss modernisiert werden. 

 
6. Um den Blick für die Zukunftsfähigkeit der Haushalte  zu schärfen, werden in den 

Haushaltsplänen künftig wachstums- und nachhaltigkeitswirksame Ausgaben geson-
dert dargestellt (WNA-Budget). Klimaschutz- und Bildungsausgaben zählen aus-
drücklich zu diesen zukunftsfähigen Ausgaben und sind eine gesamtgesellschaftliche 
Herausforderung. 

 
7. Der Investitionsbegriff muss modernisiert werden, jedoch darf dies mittelfristig nicht 

zu einer Ausweitung des zulässigen Kreditrahmens führen. Als Investition gelten nur 
nachweislich das Volksvermögen ausweitende sowie zukunftsfähige Ausgaben.  Die 
Investitionen sind als Nettoinvestitionen darzustellen. Zur Verbesserung von Klarheit 
und Wahrheit führen die öffentlichen Haushalte geeignete Buchführungs- und Bilan-
zierungssysteme ein. 

 
8. Die Anreize zu eigener Einnahmeverbesserung und Ausgabensenkung bei den Län-

dern müssen erhöht werden. Der derzeit freigestellte Anteil im Finanzausgleich bei 
überdurchschnittlicher finanzieller Verbesserung eines Landes von derzeit 12% muss 
erhöht werden. Neben der Abschaffung von Fehlanreizen im originären Län-
derfinanzausgleich müssen die Länder eigene Instrumente der Einnahmegestaltung 
erhalten. Sie erhalten daher eigene Hebesatzrechte auf dafür geeignete Steuern. 
Ferner ist zu prüfen, inwieweit die Gestaltung der Ländersteuern nicht auch den Län-
dern zugewiesen werden kann. Hieraus entstehende Mehreinnahmen bleiben beim 
Länderfinanzausgleich unberücksichtigt. 

 
9. Es ist nicht hinnehmbar, dass Länder eine lasche Betriebs- und Einkommensteu-

erprüfung als Instrument eines unlauteren Steuerwettbewerbs zwischen den Bun-
desländern nutzten. Sollte eine Harmonisierung in diesem Bereich nicht gelingen, ist 
die Forderung nach einer einheitlichen Bundessteuerverwaltung folgerichtig.  
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10. Unnötige Bürokratie muss abgebaut werden, staatliche Aufgaben sind künftig stärker 

zu bündeln, und unsystematische Länderregelungen müssen vereinheitlicht werden. 
Der Verteilungsschlüssel bei der Umsatzsteuer muss transparenter und daher verein-
facht werden.  

 
 
 
Sylvia Löhrmann  
Johannes Remmel  
Rüdiger Sagel  
Horst Becker 
 
und Fraktion 
 



Fragenkatalog
 
zum Expertengespräch
 

des Haushalts- und Finanzausschusses
 
und des Hauptausschusses
 

am 14. Februar 2008
 
Föderalismuskommission 11 für eine
 

zukunftsfähige Gestaltung der Finanzsysteme nutzen
 

Vorbemerkungen 

Zunächst wird um Stellungnahme zu den im Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen - Drucksache 14/4340 - geäUßerten Thesen gebeten. 

Der Haushalts- und Finanzausschuss hat sich aber bereits in zwei Anhörungen mit 
den Themen der Verschuldungsgrenzen und der Implementierung von Nachhaltig­
keitskriterien beschäftigt. Daher könnte sich der Schwerpunkt dieses Expertenge­
sprächs auf die anderen im Antrag aufgeworfenen Fragen richten. 

Im Rahmen des Auftrags der Föderalismusreform 11 haben sich in der Diskussion im 
Wesentlichen die Punkte "Schuldenbegrenzung und Steuerverwaltung" herauskristal­
lisiert. 

Die Höhe der beim Bund und bei den Ländern bestehenden Verschuldung wie auch 
die wirksame Begrenzung zukünftiger Schulden werden allgemein als ein dringend, 
aber schwierig zu lösendes Problem der Bundesrepublik Deutschlands. angesehen. 
Trotz des gegenwärtig allgemein wahrnehmbaren Abbaus der Neuverschuldung 
werden für die Zukunft in Wissenschaft und Politik engere Verschuldungsgrenzen im 
föderativen Staat gefordert. Nur durch neue bindende verfassungsrechtlichen Nor­
men sei die staatliche Verschuldenspolitik zu ändern, denn insbesondere die grund­
gesetzlichen Vorschriften der Artikel 109 Abs. 2 und Artikel 115 GG hätten sich in 
der praktischen Anwendung für die Haushaltsgesetzgeber in den Parlamenten von 
Bund und Ländern alsnicht klar und eindeutig genug erwiesen so dass es wiederholt 
auch zu verfassungsgerichtlichen Entscheidungen gekommen sei. 

I. 
1. Schuldenbegrenzung
 
Es gibt heute verschiedene Vorschläge zur Schuldenbegrenzung für den Bundes­

haushalt und für die Länderhaushalte. Sie reichen vom totalen Verbot jeder Ver­

schuldung bis zu einer engeren Fassung des geltenden Artikels 115 GG. In dieser
 
Vorschrift ist die Kreditaufnahme für den Bundeshaushalt ausdrücklich geregelt, und
 
zwar sowohl für die konjunkturell.e Normallage durch eine Obergrenze,die sich nach
 
der Höhe der Investitionen des Haushalts richtet, als auch durch eine spezifische
 
Regelung für die Ausnahmesituation einer konjunkturellen Abschwächung. Entspre­

chende Regelungen haben auch über die Landesverfassungen für die Länder Gel­

tung.
 
Andere Vorschläge, die vom geltenden Verfassungsrecht ausgehen, sehen eine Ab­

senkung der Verschuldensobergrenze durch eine engere Definition der maßgeben­

den Investitionen vor. Bekannt geworden sind sehr komplizierte und perfektionisti­

sche wissenschaftliche Begriffsabgrenzungen wie auch grobe, aber politisch hand­

habbare Festsetzungen eines Investitionsmaßstabs.
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In weiteren Alternativen zur staatlichen Kreditaufnahme wird eine Abschaffung des 
Art. 115 GG und seiner konjunkturbezogenen, abgestuften Kreditaufnahmegrenzen 
für den Jahreshaushalt gefordert und gleichzeitig eine politische Zielformulierung für 
die staatlichen Haushaltsträger empfohlen, eine mittelfristige konjunkturorientierte 
Verschuldung zuzulassen, die aber im gleichen Konjunkturzyklus wieder abgebaut 
werden müsse. Meist bei Verbot der "Normalverschuldung" wird also bei dieser Al­
ternative eine Kreditaufnahme über mehrere Jahre als zulässig angesehen, die der 
Vermeidung einer prozyklischen Haushaltspolitik dienen soll, wenn sie durch eine 
entsprechende Tilgung (oder vorher durch eine angesparte Fondsbildung) innerhalb 
eines mehrjährigen Zeitraums d.h. einer Konjunkturphase ausgeglichen wird. 

Welche der Alternativen sind aus ökonomischer, juristischer und finanzwissenschaft­
licher Sicht für die politischen Entscheidungsgremien empfehlenswert? 

2. Gesamtwirtschaftliche Verantwortung des Bundes und der Länder (Art. 109 
Abs. 2 GG) .
 
Wie könnte die nach Art. 109 Abs. 2 GG bestehende konjunkturpolitische Zuständig­

keit und Verantwortung aller staatlichen Gebietskörperschaften durch instrumentale
 
Konkretisierung der Kreditaufnahmemöglichkeiten verdeutlicht werden? .
 

3. Mittelfristiger Schuldenausgleich
 
Wie kann eine Bindung des Haushaltsgesetzgebers verfassungsrechtlicherreicht
 
werden, die konjunkturellen Mehrausgaben und Mindereinnahmen bei der Haus­

haltsaufstellung rechtzeitig festzulegen und zu veranschlagen, wenn gleichzeitig die
 
zum mittelfristigen Schuldenausgleich notwendigen Mittel entweder vorher ange­

sammelt oder zur Tilgung über mehrere Jahre zweckgebunden werden müssen?
 

4. Haushaltsa"ufstellung und Schuldenausgleich 
a.	 Mit welchen Größenordnungen für die Phasen Verschuldung, Tilgung oder An­

sparung müssten der Bund und die Länder rechnen (z.B. bei insgesamt 0,5 % 
BSP p.a.)? 

b.	 Wie ist dieser Schuldenausgleich praktisch in den 16 Ländern abzustimmen und 
zu gewährleisten, ohne dass die Autonomie des jeweiligen Haushaltsgesetzge­
bers aufgehoben würde? 

c.	 Gibt es objektive und politisch konsensfähige Möglichkeiten und Methoden, die 
Obergrenzen der anteiligen Verschuldung für die einzelnen Länder festzulegen 
und gegebenenfalls nach dem regionalisierten Bruttoinlandsprodukt regelmäßig 
anzupassen, obwohl eine solche Regionalisierung bisher sehr umstritten ist? 

11. Frühwarnsystem im föderativen Staat 

1. Grundlagen für ein Frühwarnsystem 
Wie und wo kann ein Frühwarnsystem eingerichtet und praktiziert werden, bei dem 
der Bund und alle Länder mit Haushaltskennzahlen und Bezugsgrößen bewertet 
werden, zumal es um zukünftige Entwicklungen und nicht um zurückliegende Ist­
Daten geht? Wie müsste man mit den Auswirkungen von Steuermindereinnahmen 
umgehen, die permanent durch die konjunkturelle Entwicklung und durch geplante 
Steuersenkungen entstehen können? 
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2. Sanktionen 
Wie können in einem föderativen Staat wie der Bundesrepublik Sanktionen für die 
einzelnen Gebietskörperschaften aussehen, wer ordnet sie an und wie werden sie 
praktisch wirksam? 

U1. Ländersteuerverwaltung versus Bundessteuerverwaltung 

1. Bundessteuerverwaltung
 
Wie bewerten sie die Einrichtung einer Bundessteuerverwaltung? Welche Synergien
 
sind davon zu erwarten? Halten sie eine derartige Einrichtung für geeignet um die
 
oftmals unterstellte unterschiedliche Intensität der Steuererhebung auszugleichen
 
und für einen gerechteren Steuervollzug zu sorgen?
 

2. Veränderte Anforderungen an die Steuerverwaltung
 
Welche Gründe sprechen auch heute noch für die Beibehaltung der Ländersteuer­

verwaltung oder aber für die Schaffung einer Bundessteuerverwaltung, nachdem
 
diese Frage schon bei der Beratung des Grundgesetzes zwischen dem Parlamenta­

rischen Rat und den Alliierten Besatzungsmächten sehr umstritten war? Welche der
 
vorgetragenen Argumentationen können heute noch als entscheidungsrelevant be­

wertet werden?
 

3. Bundessteuerverwaltung und Finanzausgleich
 
Erleichtert oder erschwert eine Bundessteuerverwaltung die Probleme des vertikalen
 
und des horizontalen Finanzausgleichs?
 

4. Einheitliche Steuerverwaltung auf Länderebene
 
Gibt es als Alternative zur Bundessteuerverwaltung Kooperationsmöglichkeiten und
 
Formen verfassungsrechtlicher Gemeinsamkeiten auf der Länderebene? Welche
 
Umstellungszeiträume sind ihres Erachtens für eine derartige Reform zu unterstel­
len? .
 

IV. Altschuldenregelungen für Bund und Länder 

Im Rahmen der Einführung von Schuldenbremsen wird immer wieder auch die Frage 
nach der Bezahlung der Altschulden thematisiert. Insbesondere für die besonders 
belasteten Länder soll dies ein Anreiz für eine nachhaltige Haushaltspolitik sein. Wie 
bewerten sie die These, dass besonders belastete Länder dann eher zu Reformen 
insbesondere auch in Bezug auf effektive Schuldenbremsen bereit sind? Wie be­
werten sie den Vorschlag, bestehende Schulden der Länder u.a.über die überschie­
ßenden Mittel des Solidaritätszuschlags auf die Einkommensteuer zu finanzieren? 
Gibt es möglicherweise ein Modell, das sie für besonders geeignet halten? 

Ist eine Regelung für die Altschulden der Länder und des Bundes eine Sache des fö­
derativen Finanzsystems .und bedarf einer baldigen Lösung oder verlangt die Län­
derautonomie, dass sich jedes Land selbst helfen muss, ohne dass auf seine Steu­
erkraft Rücksicht genommen wird? Wie kann eine Altschuldenregelung bei der unter­
schiedlichen Finanz- und Steuerausstattung der einzelnen Länder bewirkt werden? 
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V. Steuerzuschlagssystem und eigene finanzielle Gestaltungskompetenzen der 
Länder 

Wie bewerten sie die Möglichkeit, den Ländern die Kompetenz für eigene Hebesätze 
auf die Ertragssteuern zu geben (Einkommensteuer und Körperschaftsteuer) und 
diese Beträge nicht in den Länderfinanzausgleich (LFA) einzubeziehen? Wie bewer­
ten sie die Möglichkeit, den Ländern eigene Gesetzgebungskompetenzen für den 
Bereich der sogenannten Ländersteuern zu geben und auch diese Beträge außer­
halb oder zumindest teilweise außerhalb des LFA zu behandeln? 

Welche Rechtsfolgeänderungen müssten bei der Einführung eines Steuerzuschlags­
systems bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer vorgenommen werden, um oh­
ne Beeinträchtigung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs die in der Verfassung 
vorgesehene notwendige Ausgleichsfunktion erfüllen zu können? 

VI. Länderfinanzausgleich und Finanzzuweisungen des Bundes 

1. Umsatzsteuerverteilung
 
Wie bewerten sie den derzeitigen Länderfinanzausgleich insbesondere in Bezug auf
 
die Verteilung der Umsatzsteuer?
 

2. Sonderbedarfsergänzungszuweisungen
 
Wie bewerten sie das System und die inhaltliche Begründung für die Sonderbedarfs­

ergänzungszuweisungen im Rahmen des Solidarpaktes II? Halten sie eine effektive­

re Kontrolle der Mittelzuweisung für sinnvoll und durchführbar?
 

3. Finanzierungen des Bundes
 
Wie bewerten sie die derzeitige Förderpolitik des Bundes· in Bezug auf die Hoch­

schulbaufinanzierung oder die Berechnung der Unterkunftskosten im Rahmen des
 
SGB II?
 

VII. Investitionsbegriff und Bilanzierung
 
In NRW sind bald alle Kommunen auf das Neue kommunale Finanzmanagement
 
umgestellt. Auch das Land strebt spätestens für das Jahr 2014 die Umstellung auf
 
kaufmännische Buchung und Bilanzierung an. Halten sie derartige Reformen auch
 
für den Bund für sinnvoll?
 

VIII. Kommunale Selbstverwaltung 
U.a. in den skandinavischen Ländern haben die Kommunen eine· deutlich stärkere 
Stellung im föderalen Aufbau. Halten sie es für sinnvoll und denkbar vergleichbare 
Strukturen in Deutschland einzuführen? Welche rechtlichen und organisatorischen 
Schritte sind dafür vorzubereiten? 
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